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Weitergabe von Berichten
Einwilligung einer Jugendlichen in ärztliche Behandlung

Im Rahmen meiner Mitgliedschaft beim VSAV habe ich zwei Fragen und wäre Ihnen dankbar für eine Beantwortung:

1. 
Die Gemeinden im Bezirk X handhaben die Weitergabe von Beistandschafts- und Vormundschaftsberichten sehr unterschiedlich. Einige schicken alle Berichte mit dem Beschlussprotokoll der Gemeinderatssitzung an die Eltern. Andere schicken nur die Schlussberichte und wieder andere schicken gar keine Berichte mit. Gibt es hier gesetzliche oder verwaltungstechnische Regelungen, um eine einheitliche Handhabung zu praktizieren?

2. 
Wir betreuen eine Jugendliche im Alter von 15 Jahren, die gemäss Diagnose eines Jugendpsychiaters unter Depressionen leidet. Der Arzt empfiehlt die Einnahme von Psychopharmaka. Die Jugendliche würde einwilligen, die Kindsmutter als alleinige Inhaberin der elterlichen Sorge, verweigert ihre Zustimmung.

Können Jugendliche auch ohne Zustimmung des gesetzlichen Vertreters in eine ärztlich verordnete Therapie einwilligen und wenn ja unter welchen Voraussetzungen?

Erwägungenen

Frage 1:
Zur Weitergabe von Berichten gibt es auf Bundesebene keine gesetzlichen Bestimmungen. Im ZGB ist lediglich folgendes festgehalten.

Art. 453 Abs. 2 ZGB verlangt, dass die Schlussrechnung dem Bevormundeten zuzustellen ist. Nach dem Wortlaut dieses Artikels muss der geprüfte Bericht dagegen nicht zugestellt werden. Bei Weiterführung der Massnahme durch einen Amtsnachfolger erscheint dies allerdings als selbstverständlich, in den übrigen Fällen liegt die Zustellung im Ermessen der Vormundschaftsbehörde.

Eine Bestimmung, aber nur zum Einbezug in die Rechnungsablage und nicht zur Weitergabe der Rechnung oder eines Berichtes, findet man in Art. 413 Abs. 3 ZGB. Dort soll der urteilsfähige und wenigstens 16 Jahre alte Bevormundete soweit tunlich zur Rechnungsablage beigezogen werden. Generell kann zur Berichtsablage gesagt werden, dass es selbstverständlich sein sollte, dass erwachsenen Bevormundeten und Jugendlichen, die den Sinn und Zweck der Berichtsablage verstehen, der Inhalt des Berichtes zur Kenntnis gebracht und erläutert, evtl. sogar zum Lesen gegeben wird.
 Dasselbe gilt m.E., immer von Ausnahmen abgesehen, auch für Berichte, die Kinder betreffen und den Eltern erläutert werden sollten.

Ansonsten können die Parteien während des Verfahrens das Recht auf Akteneinsicht wahrnehmen und so vom Inhalt eines Berichtes Kenntnis nehmen.

Frage 2:

Wie jede ärztliche Heilbehandlung ist auch die psychiatrische Therapie zustimmungsbedürftig.
 Da es sich hierbei um ein höchstpersönliches Recht handelt, genügt die Zustimmung der urteilsfähigen, unmündigen Person.
 Der Inhaber der elterlichen Sorge kann eine vom Unmündigen gewünschte Behandlung nicht verhindern.
 Der gesetzliche Vertreter/die gesetzliche Vertreterin wird aber informiert, wenn der Eingriff mit erheblichen Risiken verbunden ist. Die urteilsfähige unmündige Person kann sich der Information aus wichtigen Gründen widersetzen.

Soweit die Jugendliche in bezug auf ihre Krankheit, der Einnahme von Psychopharmaka und der therapeutischen Behandlung urteilsfähig ist, kann sie gegen den Willen ihrer Mutter in die ärztlich verordnete Therapie einwilligen.
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� Basler Kommentar, Affolter Kurt, Basel/Genf/München 2002, RN 33 zu Art. 451-453


� Häfeli Christoph, Wegleitung für vormundschaftliche Organe, Wädenswil 1998, S. 217


� Anton Genna, Rechtliche Aspekte der stationären psychiatrischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen, ZVW 3/2000, S. 106


� Differenzierter: E. Bucher, Berner Kommentar, N 220 zu Art. 19 ZGB


� Vgl. dazu auch § 22 PatRVo ZH, die bei urteilsfähigen Unmündigen und Entmündigten unter bestimmten Umständen nur die Information des gesetzlichen Vertreters vorsieht, nicht aber deren Zustimmung oder Einwilligung verlangt.


� H.M. Riemer, Die Vertretung bei der Ausübung von Rechten, die unmündigen oder unter einer vormundschafltichen Massnahme stehenden Person „um ihrer Persönlichkeit willen zustehen“, ZVW 1998, S. 217


� Zu den ärztlichen Heileingriffen bei urteilsunfähigen unmündigen Personen siehe Anton Genna, Rechtliche Aspekte der stationären psychiatrischen Behandlung von Kindern und Jugendlichen, ZVW 3/2000, S. 106 ff. 
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